
VIII. VERFAHRENSVERMERKE

1. Art der baulichen Nutzung

Allgemeines Wohngebiet nach § 4 BauNVO

2. Maß der baulichen Nutzung

Das Maß der baulichen Nutzung ist durch Planzeichen festgesetzt.

max. zulässige Grundflächenzahl 0,35

max. Anzahl der Vollgeschosse

Bautyp: Unter- + Erd- + Dachgeschoss

Bautyp: Erd- + Dachgeschoss

Bautyp: Erd- + Obergeschoss

Einzel- oder Doppelgarage

max. zulässige Geschossflächenzahl 0,7 bzw. 1,05

3. Bauweise/ Baugrenzen

4. Verkehrsflächen

5. Grünflächen

6. Sonstige Planzeichen
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Nutzungsschablone:

Art der baulichen Nutzung

Bauweise

max. zulässige Grundflächenzahl
max. zulässige Geschossflächenzahl

Mindestgröße des Grundstückes
pro Wohneinheit

1. Art der baulichen Nutzung

Allgemeines Wohngebiet nach § 4 BauNVO;
die nach § 4 Abs. 3 ausnahmsweise zulässigen Nutzungen sind 
gem. § 1 Abs. 6 BauNVO nicht zulässig.

WA

2. Baugestaltung

Satteldach, Walmdach, Pultdach, Flachdach
Pultdächer sind nur zulässig, wenn die Dachneigung in Hangneigung verläuft (Traufe talseitig).
Bei versetzten Pultdächern muss der First im mittleren Fünftel der Gebäudetiefe liegen, so 
dass die talseitige Dachfläche ähnlich wie bei einem Satteldach wirkt.

Dachgauben: Die Gesamtbreite von Dachgauben einer Dachfläche darf max. 1/3 der Trauflänge betragen.
Als Mindestabstand müssen zu den Ortgängen 1/5 der Trauflänge und zwischen den Gauben
1,00 m eingehalten werden. Die Vorderansichtsfläche darf max. 2,50 m ² betragen. 
Bei flach geneigten Dächern unter 30° sind Dachgauben unzulässig.

2.1 Hauptgebäude:

Wandhöhe:

Dachform:

Als Wandhöhe gilt das Maß von der UFH bzw. EFH bis zum Schnittpunkt der 
Außenwand mit der Dachhaut oder dem oberen Abschluß der Außenwand (Attika).
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739,08 m²

IV. HINWEISE DURCH PLANZEICHEN 
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V. HINWEISE DURCH  TEXT

1. Archäologie

Vor Baubeginn der Erschließungsmaßnahmen sind auf Kosten der Gemeinde archäologische Untersuchungen
erforderlich und mit dem Landratsamt und dem BLfD abzustimmen.
Archäologische Bodenfunde, welche bei Erdarbeiten zu Tage treten unterliegen nach Art. 8 DSchG der 
Meldepflicht und müssen unverzüglich dem Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege (Abteilung
Bodendenkmalpflege) mitgeteilt werden.

2. Altlasten

Das Plangebiet ist nach bisheriger Erkenntnis der Gemeinde Aufhausen altlastenfrei.
Bei Aushubarbeiten ist das anstehende Erdreich organoleptisch zu beurteilen. 
Bei offensichtlichen Störungen oder anderen Verdachtsmomenten (Geruch, Optik, etc.) 
ist das Landratsamt Regensburg und das Wasserwirtschaftsamt Regensburg zu informieren.

3. Sicherheitsabstände Baumpflanzungen/ Grenzabstände

Baumpflanzungen müssen einen Mindestabstand von 2,50 m zu vorhandenen oder geplanten unterirdischen 
Ver- und Entsorgungsleitungen einhalten. Bei kleineren Abständen ist je nach Leitungsart der Einsatz von 
Schutzmaßnahmen zu überprüfen. Auf das "Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und 
Entsorgungsleitungen" - aufgestellt von der Forschungsgesellschaft für Straße- und Verkehrswesen in Köln -
wird verwiesen.
Auf die Einhaltung der gesetzlichen Grenzabstände für Pflanzungen (AGBGB) wird verwiesen.

4. Brandschutz

Die Belange und Anforderungen des vorbeugenden baulichen und abwehrenden Brandschutzes sind zu 
berücksichtigen. Der Brandschutz durch die Feuerwehr ist zu gewährleisten, Feuerwehrzufahrten und 
-zugänge sind gemäß den "Richtlinien über Flächen für die Feuerwehr" herzustellen.

5. Verzicht auf Mineraldünger und Pestizide

Auf den Einsatz von Mineraldüngern und Pestiziden sollte verzichtet werden.

6. Streusalz/ ätzenden Streustoffe

Auf privaten Verkehrs- und Stellflächen sollte auf den Einsatz von Streusalz und ätzenden Streustoffen zum 
Schutz von Boden und Grundwasser verzichtet werden.

7. Hang- und Schichtwasser

Bei Geländeschnitten muss mit Hang- und Schichtwasser sowie mit wild abfließendem Oberflächenwasser 
gerechnet werden. Beim Bau von Lichtschächten, Kellerfenster, etc. sollten bauliche Vorkehrungen gegen
Wassereinbrücke, Vernässungen oder Verschlammungen getroffen werden.
Der natürliche Ablauf wild abfließenden Wassers darf gem. § 37 WHG nicht nachteilig für anliegende 
Grundstücke verändert werden.
Falls mit hoch anstehendem Grund- oder Schichtenwasser zu rechnen ist, wird auf die Anzeigepflicht 
gemäß § 49 WHG i.V.m. Art. 30 BayWG bzw. die Erlaubnispflicht gemäß Art 70 Abs. 1 Nr. 3 BayWG verwiesen.

8. Landwirtschaft

Die Bauwerber werden darauf hingewiesen, dass durch die Bewirtschaftung der angrenzenden landwirtschaftlichen 
Nutzflächen auch nach guter fachlicher Praxis Staub-, Lärm- und Geruchsimmissionen entstehen können. 
Diese sind zu dulden.

9. Metalldächer

Bei beschichteten Metalldächern ist mindestens die Korrosionsschutzklasse III nach DIN 55928-8 bzw. 
die Korrosivitätskategorie C3 nach DIN EN ISO 12944-5 einzuhalten.
Bei Dächern mit Zink-, Blei- oder Kupferdeckungen > 50 m² sind zusätzliche Reinigungsmaßnahmen des 
abzuleitenden Niederschlagswassers erforderlich.

10. Niederschlagswasser

Es wird empfohlen, unverschmutztes, anfallendes Regenwasser auf den privaten Grundstücken in ausreichend 
dimensionierten Zisternen zu sammeln und als Brauchwasser (z.B. für Toilettenspülung, 
Freiflächenbewässerung, u. ä.) zu verwenden. 
Die Vorlagen der Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) und der technischen Regeln zum
schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in oberirdische Gewässer (TRENOG) 
bzw. in das Grundwasser (TRENGW) sind einzuhalten.
Gegebenenfalls ist eine wasserrechtliche Genehmigung mit entsprechenden Unterlagen zu beantragen.
Bei der Beseitigung von Niederschlagswasser von Dach-, Hof- und Verkehrsflächen sind dann die 
Anforderungen der ATV-Merkblätter A 138 und M 153 einzuhalten.

11. Ressourcenschonung

Es wird zur Schonung von wertvollen Primärressourcen empfohlen, bereits im Rahmen der
Gebäudeplanung auf die Verwendung umweltschonender Baustoffe (z.B. auch Materialien aus dem
Bauschuttrecycling) und die Erzeugung von Wärme und Warmwasser mittels regenerativer Energieträger
zu achten. So sollte - auch bzgl. der besonderen Relevanz des Klimaschutzes - die Energieversorgung
primär mittels Solarenergie und nachwachsender Energieträger schadstoffarm sichergestellt werden. Den
Bauwerbern wird empfohlen, sich diesbezüglich entsprechender Informationsangebote (z. B. Passivhaus
Institut/ Darmstadt) zu bedienen.

a)  Der Gemeinderat hat in der Sitzung vom 06.11.2018 die Aufstellung des Bebauungs- und 
     Grünordnungsplanes gemäß § 13b BauGB beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde
     am 25.01.2019 ortsüblich bekannt gemacht.

b)  Zu dem Entwurf des Bebauungs- und Grünordnungsplanes in der Fassung vom 06.11.2018 wurden die
     Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB
     in der Zeit vom 06.02.2019 bis 08.03.2019 beteiligt.

c)  Der Entwurf des Bebauungs- und Grünordnungsplanes in der Fassung vom 06.11.2019 wurde mit der
     Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 06.02.2019 bis 08.03.2019 öffentlich ausgelegt.

d)  Zu dem Entwurf des Bebauungs- und Grünordnungsplanes in der Fassung vom 14.01.2020 wurden die
     Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB mit Schreiben vom 
     19.01.2020 bis zum 02.03.2020 erneut beteiligt.

e)  Der Entwurf des Bebauungs- und Grünordnungsplanes in der Fassung vom 14.01.2020 wurde mit der
     Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 29.01.2020 bis 02.03.2020 erneut öffentlich 
     ausgelegt.

f)  Die Gemeinde Aufhausen hat mit Beschluss des Gemeinderates vom 10.03.2020 den
     Bebauungs- und Grünordnungsplan gemäß § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom 10.03.2020
     als Satzung beschlossen.

    Aufhausen, den..........................

     ...............................................
    Jurgovsky, 1. Bürgermeister

g)  Ausgefertigt:

     Aufhausen, den..........................

     ...............................................
     Jurgovsky, 1. Bürgermeister

h)  Der Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes wurde am .............. gemäß § 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB 
    ortsüblich bekannt gemacht.
    Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten.

     Aufhausen, den..........................

     ...............................................
    Jurgovsky, 1. Bürgermeister

Keller

EFH

WOHNGEBÄUDE

EFH oder UFH
variabel

Urgelände HBP

ERLÄUTERUNG
Die Systemschnitte der Bautypen zeigen nur die 
Grundformen.

HBP Höhen-Bezugs-Punkt
EFH Erdgeschoß-Fußboden-Höhe

betrifft OK Rohdecke
UFH Untergeschoß-Fußboden-Höhe

betrifft OK Rohdecke
F-H First-Höhe
W-H Wand-Höhe
Amax max. Höhen-Differenz, um das EFH oder 

UFH über dem HBP liegen dürfen.

EFH

WOHNGEBÄUDE

Wohnung UFH

Keller

EFH

WOHNGEBÄUDE

E+D

I. SYSTEM - QUERSCHNITTE / GEBÄUDE

SYSTEM-QUERSCHNITT "Typ 1"

Maß F-H max. 8,30 m + Maß Amax

Maß W-H max. 6,20 m + Maß Amax

Maß Amax max. 0,25 m über HBP

SYSTEM-QUERSCHNITT "Typ 2"

Maß F-H max. 8,30 m + Maß Amax

Maß W-H max. 4,50 m + Maß Amax

Maß Amax max. 0,25 über HBP

GA

Keller

EFH GA EFH

Garage 1
Garage 2

Keller

EFH

WOHNGEBÄUDE

EFH

WOHNGEBÄUDE

Wohnung UFH

GA

Keller

EFH GA EFH

Garage 1
Garage 2

E+I

E+I

U+E+D

U+E+D

II. FESTSETZUNGEN DURCH PLANZEICHEN

SYSTEM-QUERSCHNITT "Typ 3"

Maß F-H max. 8,30 m + Maß Amax

Maß W-H max. 7,50 m + Maß Amax

Maß Amax max. 0,25m über HBP

GRZ

GFZ

II

U +E +D

E + D

E + 1

GA

nur Einzelhäuser zulässig

nur Einzelhäuser und Doppelhäuser zulässig

nur Hausgruppen zulässig

offene Bauweise

Baugrenze

5.1

5.2

5.3

5.4

SYSTEM-QUERSCHNITT "Garage"

Maß F-H max. 5,50 m + Maß Amax

Maß W-H max. 3,00 m + Maß Amax

Maß Amax max. 0,25 über HBP

SYSTEM-QUERSCHNITT "Typ 4"

Maß W-H max. 6,50 m + Maß Amax

Maß Amax max. 0,25 m über HBP

SYSTEM-QUERSCHNITT "Typ 5"

Maß W-H max. 6,50 m + Maß Amax

Maß Amax max. 0,25m über HBP

SYSTEM-QUERSCHNITT "Garage-Flachdach"

Maß W-H max. 3,20 m + Maß Amax

Maß Amax max. 0,25 m über HBP

öffentliche Straßenverkehrsfläche

Mehrzweckfläche mit Zweckbestimmung: Parken, Ausweichflächen

öffentlicher Geh- und Radweg mit wassergebundenem Belang

Straßenbegrenzungslinie

Einfahrtsbereich

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

Baum zu pflanzen

öffentliche Grünfläche 
Zweckbestimmung: Gliedernde, abschirmende Grünfläche / Ortsrandeingrünung

Flächen zum Erhalt der vorhandenen Vegetation

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Sträuchern gemäß Planeinschrieb
sh. textlichen Festsetzgung III Punkt 7.6

6.1

6.2

6.3

6.4

6.5

6.6

6.7

6.8

6.9

III. FESTSETZUNGEN DURCH TEXT

bestehende Grundstücksgrenzen

Flurnummer

Parzellennummer

Parzellengröße

bestehende Gebäude

Grundstücksgrenze geplant

Schemabaukörper geplant; Wohnhaus

Schemabaukörper geplant; Garage

geplante Maßangabe in Meter

Schnittlinie Systemquerschnitt Straße AA

VI. SYSTEM - QUERSCHNITTE / STRASSEN

VII. LAGEPLAN 1 : 5.000

6.3 Einfriedungen zu Nachbargrenzen: 
Höhe max. 1,20 m; 
Stützmauern sind ausnahmsweise bis zu einer Höhe von 0,5 m zulässig. Sie müssen in den Bauanträgen 
exakt nach Lage, Länge und Höhe (mit Angabe von Höhenkoten an Fußpunkten und den Oberkanten) 
bezogen auf das Urgelände dargestellt werden.

6.4 Stützmauern bei Garagenzufahrten:
Sofern Garagen bei starken Geländeneigungen an der Grundstücksgrenze errichtet werden, dürfen im Bereich 
der Garagenzufahrten Stützmauern errichtet werden. Auf diesen Stützmauern dürfen Zäune nach den Regeln 
dieser Festsetzung errichtet werden.
Die Stützmauern dürfen von der Straßenkante bis zur Vorderkante der jeweiligen Garage ausgeführt werden.
Die Oberkante der Stützmauer darf im Bereich der Zufahrt max. 0,20 m über der OK Erschließungsstraße liegen.
Die Stützmauern müssen in den Bauanträgen exakt nach Lage, Länge und Höhe (mit Angabe von Höhenkoten an 
Fußpunkten und den Oberkanten) dargestellt werden.

7. Grünordnung

7.1 Festsetzungen durch Pflanzenstandards:

Liste Bäume
Acer pseudoplatanus Bergahorn
Acer campestre Feldahorn
Carpinus betulus Hainbuche
Prunus avium Vogelkirsche
Prunus padus Gewöhnliche Traubenkirsche
Sorbus aucuparia Mehlbeere

Tabelle 2: Gehölzarten für Straßenbäume
Acer platanoides Spitzahorn
Alnus spaethii Purpur-Erle
Carpinus betulus Hainbuche
Gleditsia triacanthos Amerik. Gleditschie
Sorbus intermedia Schwed. Mehlbeere
Tilia cordata Winterlinde

Pflanzgrößen: Bäume H 3xv 16/18; Heister 2xv, 150-200;
Sträucher: Str 2x 60-100.
Pflanzabstand ca. 1,0 x 1,5 m.
Je festgesetztem Baum nach 5.1 der Festsetzungen durch Planzeichen sind im Wurzelraum mindestens 10 m² 
offene Bodenoberfläche und 16 m² durchwurzelbarer Boden vorzusehen. 
Im Straßen- und Stellplatzbereich sind Bäume in geeigneter Weise gegen Anfahren zu schützen.

7.2 Je Baugrundstück sind mindestens zwei Bäume 1. oder 2. Ordnung zu pflanzen.

7.3 In den Mehrzweckflächen nach Planzeichen 4.2 ist je 9 Stellplätze ein Baum zu pflanzen.

7.4 Kfz-Stellplätze sind soweit sie offen sind, wasserdurchlässig zu gestalten. 

7.5 Erdverlegte Leitungen dürfen nicht näher als 2,5 m zu den Straßenbäumen verlegt werden. 

7.6 Insektenschutz
Beleuchtungskörper in öffentlichen Straßen sowie im privaten Raum sollen mit insektenschonenden Leuchtmitteln 
ausgestattet werden.

7.7 In Flächen mit Planzeichen  gem. II Punkt 5.4  ist bei Planeinschrieb "Schlehenhecke 5-reihig" eine solche 
Strauchhecke zu entwickeln; dazu ist 1 Strauch je 2 m² umgrenzter Fläche in Pflanzabständen von circa 1,0 x 1,5m 
zu pflanzen. Es sind standortheimische Arten, vorwiegend Dornschlehe (Prunus spinosa), beigemischt Hundsrose 
(Rosa canina) und Weißdorn (Crataegus laevigata) zu verwenden. Das Pflanzmaterial muss aus gebietseigener 
Herkunft stammen. 

7.8 In Flächen gemäß II Punkt 5.4 ist bei Planeinschrieb "Gras-Kraut-Saum" ist ein blütenreicher Saum aus 
blütenreichen Kräutern zu entwickeln. Die Saatgutmischung ist mit der Unteren Naturschutzbehörde abzustimmen. 
Die Fläche ist periodisch zweimal jährlich nach dem 01. September zu mähen. Das Mähgut wird mindestens 
einen Tag liegen gelassen und danach von der Fläche entfernt. 

7.9 uf Fl.Nr. 187 Gmkg. Petzkofen sind 10 Gebüschinseln aus Schlehen und Hundsrosen anzulegen, fünf
im westlichen und fünf im östlichen Bereich des Grundstücks. Die Gebüschinseln sind aus 10 Pflanzen anzulegen,
sie können in Größe und Form variieren. Der Pflanzabstand hat 1x1,5 m zu betragen. das Verhältnis von Schlehe
zu Hundsrosen hat 2 zu 1 zu betragen. Die Gebüschinseln sind gegen Verbiss zu schützen. Die Verwendung
von Pflanzenschutz- und Düngemitteln ist untersagt. Die Fläche ist alternierend zu mähen. Ein Drittel der Fläche
ist als Altgrasbestand zu erhalten.

In jeder Parzelle sind Bautyp, Firstrichtung und Geschoßzahl des Gebäudes eingetragen. 
Für jeden Bautyp ist ein System-Querschnitt vorhanden, der wesentliche Angaben enthält. 

Die Festlegung der Höhenlage der Haupt- und Nebengebäude sind unter dem Punkt „Höhenlage der Gebäude“ 
aufgeführt.
Die Gebäude müssen im rechten Winkel zu den von Süden nach Norden verlaufenden Nachbar- oder 
Verkehrsflächen-Grenzen errichtet werden. Betroffen sind nur die innerhalb des Baugebietes liegenden Grenzen. 
Die Außengrenzen an den Rändern des Baugebietes bleiben unberücksichtigt.

2.2 Nebengebäude
Alle Festsetzungen zur Ausführung des Hauptgebäudes gelten sinngemäß auch für die Garagen und 
Nebengebäude. Garagen sind in Dachform und Dachneigung dem Haupthaus anzupassen. Flachdächer sind 
immer zulässig.

Nebengebäude nach § 14 BauNVO sind auch außerhalb der Baugrenzen zulässig. Zu öffentlichen Flächen hin ist 
ein Mindestabstand von 1,00 m einzuhalten

2.3 Höhenlage der Gebäude
Es sind für jede Parzelle Höhenbezugspunkte zum Straßenniveau bzw. bestehendem Gelände, über die das maximal 
Höhenniveau der Gebäude ROK geregelt wird, festgelegt.
Die Höhe der baulichen Anlage wird durch eine maximale Traufhöhe TH und einer maximalen Firsthöhe FH in 
Verbindung mit dem Höhenbezugspunkt festgelegt.

2.3.1 Höhenbezugspunkt "Straße"
Höhenbezugspunkt ist die vorhandene oder projektierte Straßenhöhe am Schnittpunkt „Straßenrand / 
Gebäudefluchtlinie“. Die maßgebliche Gebäude-Fluchtlinie wird in der nachfolgenden Aufstellung benannt.

Parzelle P01 - P03, P16, P20 und P21:
Hauptgebäude:
Für Gebäude, die im Mindestabstand von 2,50 m zur Straße errichtet werden, gilt:
a) Fluchtlinie ist Fassadenmitte an der Nordseite

Für Gebäude, die mit größerem Abstand zur Straße errichtet werden, gilt:
b) Die nach den Punkten a) ermittelte Höhenlage wird parallel dem Verlauf des Urgeländes folgend
verschoben.

Nebengebäude:
Für Gebäude, die im Mindestabstand zur Erschließungsstraße errichtet werden, gilt:
a) Gebäudefluchtlinie ist Fassadenmitte Nordseite

Für Gebäude, die mit größerem Abstand zur Straße errichtet werden, gilt:
b) Die nach den Punkten a) ermittelte Höhenlage wird parallel dem Verlauf des Urgeländes folgend
verschoben.

Parzelle P12 und P13:
Hauptgebäude:
Für Gebäude, die im Mindestabstand von der Erschließungsstraße errichtet werden, gilt:
a) Fluchtlinie ist die Nordfassade

Für Gebäude, die mit größerem Abstand zur Straße errichtet werden, gilt:
b) Die nach den Punkten a) ermittelte Höhenlage wird parallel dem Verlauf des Urgeländes folgend
verschoben.

Nebengebäude:
Für Gebäude, die ohne Grenzabstand zur Straße errichtet werden, gilt:
a) Gebäudefluchtlinie ist Nordfassade

Für Gebäude, die mit größerem Abstand zur Straße errichtet werden, gilt:
b) Die nach den Punkten a) ermittelte Höhenlage wird parallel dem Verlauf des Urgeländes folgend
verschoben.

Parzelle P05 - P09, P14, P15, P17, P19 und P22:
Hauptgebäude
Gebäudefluchtlinie ist die Nordfassade

Nebengebäude
Gebäudefluchtlinie straßenzugewandte Fassadenmitte

Parzelle P05 - P09, P14, P15, P17, P19 und P22:
Hauptgebäude
Gebäudefluchtlinie ist die Nordfassade

Nebengebäude
Gebäudefluchtlinie straßenzugewandte Fassadenmitte

Parzelle P4:
Hauptgebäude
Gebäudefluchtlinie ist die Nordfassade
Maßgebend die südöstliche Ecke der angrenzenden Erschließungsstraße

Nebengebäude
Gebäudefluchtlinie straßenzugewandte Fassadenmitte

2.3.2 Höhenbezugspunkt "Urgelände"
Der Höhenbezugspunkt liegt auf dem bestehenden Gelände innerhalb der entsprechenden Parzelle. 
Ab diesem Bezugspunkt gelten die Höhenangaben. Das Gelände wurde im Urzustand vermessen und daraus ein 
Vermessungsplan mit Höhenschichtlinien erstellt. Diese Höhenschichtlinien sind im Bebauungsplan festgesetzt.
Der Vermessungsplan ist als Anlage zur Begrüdnung beigelegt.

Parzelle P11, P18, P23 und P24:
Hauptgebäude
Der Höhenbezugspunkt ist an der Mitte der Nordfassade

Nebengebäude
Der Höhenbezugspunkt ist an der straßenzugewandten Fassadenmitte

Parzelle P10:
Hauptgebäude
Der Höhenbezugspunkt ist an der Mitte der Nordfassade

Nebengebäude
Der Höhenbezugspunkt ist an der straßenzugewandten Fassadenmitte
Maßgebend die nordöstliche Ecke der angrenzenden Erschließungsstraße

3. Abstandsflächen

Die Abstandsregelung nach Art. 6 der Bayerischen Bauordnung ist zu beachten.
Für Garagengebäude und Carports ist nach § 9 Abs. 1 Nr. 2a BauGB abweichend von Art. 6 Abs. 9 Satz 1 BayBO 
eine Grenzbebauung bei einer max. Wandhöhe von 4,50 m zulässig.

4. Stellplätze / Garagenvorplätze

Je Wohneinheit bis 69 m² sind 1,5 Stellplätze nachzuweisen. Ab 70 m² Wohnfläche sind mindestens 2 Stellplätze 
nachzuweisen. Garagenvorplätze (Stauraum) müssen einen Mindestabstand von 5,0 m zur öffentlichen 
Verkehrsfläche aufweisen. Sie können beim Stellplatznachweis nicht angerechnet werden. Der Kfz-Stauraum darf 
zur Straße hin nicht eingefriedet werden.

5. Auffüllungen / Abgrabungen

Terrassierungen sind nur im absolut notwendigen Maß zulässig. Abstufungen müssen dem natürlichen Gelände
folgen, wobei Geländeversprünge max. 0,50 m Höhe aufweisen dürfen.
In der Eingabeplanung sind das geplante Gelände darzustellen und die Höhenkoten an den Grundstücksecken
und an den Gebäudeecken anzugeben. 

6. Einfriedungen/ Stützmauern 

6.1 Einfriedungen entlang öffentlicher Verkehrsflächen: 
Höhe max. 1,20 m; Latten-, Stabgitter- oder Drahtzäune (weitgehend transparente Wirkung);

6.2 Einfriedungen angrenzend an öffentliche Grünflächen: 
Höhe max. 1,20 m, Latten-, Stabgitter- oder Drahtzäune (weitgehend transparente Wirkung);
Streifenfundament, Sockel und Mauern/ Gabionen sind unzulässig. Der Bodenraum ist mindestens 10 cm über 
Gelände freizuhalten.

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches umfasst folgende Flurstücke:
Gemarkung Aufhausen: Flurstücke 955; 956; 954 (TF);  
Gemarkung Petzkofen: Flurstücke 268 (TF); 269; 266/3 (TF);

Anbaufreie Zone:  15,00 m Abstand vom bituminösen Fahrbahnrand der St 2146

Festgesetzte Firstrichtung. Die Firstrichtung muss aus
gestalterischen Gründen eingehalten werden.

Festgesetzte Firstrichtung. Frei zu wählen, muss aber 
parallel zur längeren Gebäudeseite sein.

Sichtdreieck 110 m bzw. 70 m, Freihaltung der Sicht ab 1,0 m Höhe über Straßenoberkante

 Abgrenzung unterschiedliches Maß der baulichen Nutzung

 Umgrenzung von Flächen die von Bebauung freizuhalten sind;
 Im Bereich der anbaufreien Zone von 15 m zum bituminösen Fahrbahnrand der 
 Staatsstraße St2146 dürfen keine Gebäude errichtet werden.

Böschung geplant;

Höhnschichtlinie nach örtlichem Bestandsgeländeaufmaß;
Höhenangaben in Meter über Normalhöhennull (m ü NHN)
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Mindestanforderungen an die Luftschalldämmung nach DIN 4109-1

"Die Luftschalldämmungen der Umfassungsbauteile von schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen von Neu- oder 
Ersatzbauten müssen den diesbezüglich allgemein anerkannten Regeln der Technik genügen. 
In jedem Fall sind die Mindestanforderungen an die Luftschalldämmung gemäß DIN 4109-1 zu erfüllen."

Grundrissorientierung bzw. Passiver Schallschutz

"Wohnungsgrundrisse von Neu- oder Ersatzbauten sind nach Möglichkeit so zu organisieren, dass keine 
Außenwandöffnungen (z. B. Fenster, Türen), die zur Belüftung von im Sinne der DIN 4109-1 schutzbedürftigen 
Aufenthaltsräumen notwendig sind, in den blau gekennzeichneten Fassaden der Wohnbaukörper 
zu liegen kommen.
Ist eine Grundrissorientierung nicht realisierbar, sind sämtliche schutzbedürftigen Aufenthaltsräume im Sinne 
der DIN 4109-1, welche ausschließlich durch Außenwandöffnungen (z. B. Fenster, Türen) in den blau 
gekennzeichneten Fassaden belüftet werden können, zur Sicherstellung ausreichend niedriger Innenpegel 
mit schallgedämmten, automatischen Belüftungsführungen, -systemen, oder -anlagen auszustatten. 
Der Betrieb dieser Anlagen darf in einem Meter Abstand einen Eigengeräuschpegel LAFeq ~ 25 dB(A) nicht 
überschreiten und muss auch bei vollständig geschlossenen Fenstern eine Raumbelüftung mit ausreichender 
Luftwechselzahl ermöglichen. Alternativ können auch andere bauliche Lärmschutzmaßnahmen ergriffen werden, 
wenn diese nachweislich schallschutztechnisch gleichwertig sind."

8. Abwasserbeseitigung/ Niederschlagswasserbewirtschaftung

8.1 Abwasser; Schmutzwasser
Das betrachtete Erschließungsgebiet wird im Trennsystem entwässert.
Die Aufnahme und Ableitung von Schmutzwasser aus dem neuen Erschließungsgebiet erfolgt innerhalb des 
Erschließungsgebietes über Kanäle und Leitungen im Trennsystem (Ableitung von Schmutzwasser ohne 
Vermischung mit Regenwasser § 55 Wasserhaushaltsgesetz (2). Der geplante Schmutzwasserkanal wird im 
Heckenweg bei Schacht 21140018 an den bestehenden Mischwasserkanal angeschlossen. Das Schmutzwasser-
/Mischwasser wird weiter zur Kläranlage des Erschließungsträgers geleitet und dort gereinigt. Anlagen zur 
Schmutzwasserentsorgung werden nach den a.a.R.d.T. erstellt.

8.2 Niederschlagswasser
Niederschlagswasser öffentliche Flächenbereiche:
Im Erschließungsgebiet wird vorgesehen, das anfallende unbedenkliche Niederschlagswasser aus allen 
unbefestigten öffentlichen Grundstücksflächen (z.B. Grünflächen, Gräben-/Mulden, etc.) sowie das tolerierbare 
Niederschlagswasser aus allen befestigten, bzw . teilbefestigten öffentlichen Grundstücksflächen 
(z.B. Verkehrsfläche, Randstreifen, sonstige Flächen, etc.) durch Regenwasserkanäle aufzunehmen und abzuleiten. 
Der geplante Regenwasserkanal aus dem Baugebiet Vogelberg Ost wird weiter im Heckenweg entlang geführt und 
im Einmündungsbereich zur Kirschhausener Strasse auf den vorhandenen Mischwasserkanal aufgeschlossen. 
Für die fachgerechte Beseitigung des Niederschlagswassers ist der Erschließungsträger verantwortlich. Für das 
anfallende Niederschlagswasser aus dem geplanten Baugebiet werden, soweit es die a.a.R.d.T. erfordern, 
ausreichend bemessene Anlagen zur Vorreinigung und Rückhaltung vor Aufschluss an den Mischwasserkanal 
vorgesehen.

8.3 Niederschlagwasser private Flächenbereiche
Das anfallende unbedenkliche Niederschlagswasser aus allen unbefestigten privaten Grundstücksflächen 
(z.B. Garten-/Grünflächen, Mulden, etc.) sowie das tolerierbare Niederschlagswasser aus allen befestigten, bzw. 
teilbefestigten privaten Grundstücksflächen (z.B. Dach-/Hof-/Terrassen-/Verkehrsflächen, sonstige Flächen etc.) 
wird vom privaten Grundstückseigentümer vorrangig auf den Privatflächen in geeigneten Rückhalteeinrichtungen 
(z.B. Regenwasserzisterne) zurückgehalten. Der Ablauf von Niederschlagswasser aus den privaten Rückhalte-
einrichtungen erfolgt innerhalb des, nach Wasserrecht maßgeblichen Bemessungsregens (i.d.R. 5-jährliches 
Niederschlagsereignis), gedrosselt (z.B. durch Schwimmerdrossel) in das kommunale Leitungssystem 
(Regenwasserkanal).
Die Mindestgröße der privaten Rückhalteeinrichtung sowie der maximale Drosselablauf werden vom Erschließungs-
träger vorgegeben und sind dem jeweiligen Kaufvertrag zu entnehmen.
Die fachgerecht Planung und Bemessung der privaten Rückhalteeinrichtung nach den Vorgaben des Kaufvertrages 
ist dem Erschließungsträger mit Vorlage des Bauantrages nachzuweisen. 
Der fachgerechte Einbau der Rückhalteeinrichtungen (z.B. Regenwasserzisterne mit Schwimmerdrossel) ist durch 
eine unabhängige, ausreichend fach-/sachkundige Person, z.B. einen privaten Sachverständigen der 
Wasserwirtschaft (Tätigkeitsbereich 1-9 VPSW) zu bestätigen. Die Bestätigung ist dem Erschließungsträger 
unverzüglich mit Fertigstellung-/Inbetriebnahme vorzulegen.

9. Immissionsschutz

Zulässigkeit von schutzbedürftigen Außenwohnbereichen

Im Anschluss an die rot gekennzeichneten Fassaden von Neu- oder Ersatzbauten dürfen keine 
schutzbedürftigen Frei- und Außenwohnbereiche (Terrassen, Balkone) entstehen.
Von dieser Festsetzung kann abgesehen werden, wenn durch bauliche Maßnahmen sichergestellt 
werden kann, dass dort der Immissionsgrenzwert der 16. BImSchV IGWWA,Tag = 59 dB(A) eingehalten wird.
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